Antrag: 
DIE LINKE KV Mainz/Mainz-Bingen verabschiedet folgendes Positionspapier und wirkt in Zusammenarbeit mit den gewählten Mandatsträger*innen und Bündnispartner*innen jenseits der Partei auf die Umsetzung der skizzierten Positionen hin:

Für eine kritische, moderne Geschichtspolitik und Erinnerungskultur
Der Sturz der Colston-Statue in Bristol hat es gezeigt, die Diskussionen um die M*Straße in Berlin ebenso wie die um Hindenburgstraße wie -platz in Mainz: der öffentliche Raum mit seinen Ehrungen, seien es Denkmäler oder die Benennung von Straßen, ist und bleibt Teil der alltäglichen Erinnerungskultur und ein wichtiges Feld geschichtspolitischer Auseinandersetzung.
Weder Straßen noch Denkmäler, aber auch nicht Gebäude oder andere Elemente materieller Erinnerungskultur, bilden dabei Geschichte einfach nur als einen irgendwie ‚neutralen‘ Raum ab, sondern sind Teil der Gegenwartskultur und eines darüber konstruierten Blickes auf die Vergangenheit, der je nach Nutzbarmachung ein (un-)kritischen Verhältnisses zum kollektivierten historischen Narrativ vergegenständlicht.
Dementsprechend sind Straßennamen, Stelen usw. fortlaufend der Frage zu unterwerfen, wie sie für das ‚Jetzt‘ durch Erinnerung an die geehrten Personen, Institutionen oder Ereignisse nutzbar gemacht werden können. Dazu gehört, welche Identifikationen, Erfahrungen und Lehren aus den Ehrungen im Rahmen der Grenzen der Selbstaussage eines Denkmals gezogen werden, was ganz wesentlich ebenso durch den Entstehungskontext wie die gegenwärtige Bedeutung von Abbildungen und Namen bestimmt wird. Diese Grenzen lassen sich durch ‚Umwidmungen‘ und ‚Erörterungstafeln‘ nicht beliebig verschieben. Die Berliner Petersallee belässt den Bezug, trotz formaler Umwidmung auf irgendeine andere Person mit gleichem Nachnamen, noch immer auf den Massenmörder Carl ‚Hängepeters‘ Peters. Der Vorschlag der CDU Mainz-Neustadt die Pfitznerstraße betreffend ähnelt dem sehr und so belässt bspw. auch die Umbenennung des Mainzer ‚Mahnmals des Deutschen Ostens‘ und die Beiordnung einer Infostele, die ursprüngliche Ehrung mit ihren Assoziationen und den darüber vermittelten Haltungen und Werten im öffentlichen Raum. 

Denkmalsturz und Umbenennung löschen Geschichte nicht aus
Konsequent brechen lassen sich diese Kontinuiäten nur durch Umbenennung und Denkmalniederlegungen bzw. einer entsprechend kritisch kontextualisierten Musealisierung. Der Vorstellung, dass derlei Elemente für die Ewigkeit sind, selbst wenn sie negativ in und auf die Gegenwart wirken, stellt sich DIE LINKE konsequent entgegen. Nur auf diese Art lassen sich die antidemokratischen, rassistischen und weithin menschenverachtenden Traditionslinien der deutschen Geschichte demaskieren, anstatt einem starren, den Kolonialismus verherrlichenden bzw. relativierenden bürgerlichen Erinnerungstheater anzuhaften: Die Rede ist von einem Bruch mit der gängigen Erinnerungspraxis, der gerade keine Damnatio Memoriae, also die klassische Praxis des Löschens aus der Geschichte, bedeutet, schließlich gilt es weiterhin auch die Geschichte der Untaten zu bewahren. Es ist ein Bruch mit der fortgesetzten Ehrung der Täter*innen, der diese in Räume und Orte der kontextualisierten historischen Auseinandersetzung verbannt, in Museen, Archive, Bibliotheken oder den Geschichtsunterricht. 

Nur offene Nazis? Das reicht uns nicht!
Für rechtskonservative Kreise in Mainz scheint mit der AG ‚Historische Straßennamen‘ die Diskussion um Umbenennungen erledigt: Ein Blick auf die Geschichte, der den Entzug von Ehrungen durch engmaschige Kriterien auf einen kleinen Kreis an ganz unmittelbar in den deutschen Faschismus verstrickte Personen beschränkte. Selbst eine ganze Reihe weiterer, sogar offen in verbrecherische Angriffskriege verwickelte ‚Helden‘ wie Werner Mölders erhielten auf diese Art eine Legitimierung zur fortgesetzten Ehrung. DIE LINKE tritt nicht nur für ein Ende dieser Ehrungen ein, sondern kritisiert gerade vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen die auf 12 Jahre beschränkte ‚Aufarbeitung‘ deutscher Geschichte. Weder ereignete sich die Machtübergabe an die NSDAP und ihren deutschnationalen Koalitionspartner ohne Vorgeschichte, noch entstanden die ihr zugrundeliegenden Ideologien aus dem ‚Nichts‘ oder fanden mit dem 8. Mai 1945 ein Ende.
So lässt sich der deutsche Faschismus nicht ohne seine umfassenden Bezüge auf die Kolonialzeit denken. Von der auf der politischen, wirtschaftlichen und diskursiven Ebene stattfindenden, systemischen Unterdrückung von Menschen anhand rassifizierter Merkmale, über die an den Herero und Nama durchgeführten Genozide und anderer Praktiken von Besatzungsherrschaft bis hin zu eng mit dem Kolonialismus verknüpften Gedanken des zu besiedelnden ‚Lebensraumes im Osten‘ sind die Kontinuitätslinien deutlich sichtbar und ist die Menschenverachtung vor 1933 unübersehbar. Auch der Kampf gegen Demokratie und gesellschaftliche Partizipation begann nicht mit der Machtübergabe. Ununterbrochen bestanden monarchistische, sich positiv auf das autoritäre System und antidemokratische System vor 1918 beziehende, Strömungen fort, die sich unter schwarz-weiß-roter Fahne versammelten. Der damit einhergehende Militarismus, die Legende vom ‚Dolchstoß‘ nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg, lebte weit über den Kreis an Aktivist*innen der NSDAP hinaus fort. Die Aufarbeitung und Auseinandersetzung mit diesen Strömungen steht noch immer aus, wie beispielhaft die Diskussion um den 117er Ehrenhof zeigt, der trotz des dort propagierten Militarismus in Teilen der Mainzer Öffentlichkeit als akzeptabel gilt. Der in diesem Zusammenhang erfolgte öffentliche Verweis auf den 1931 der ehemals  liberalen DDP, tatsächlich zu diesem Zeitpunkt mit der Umbennung in 'Deutsche Staatspartei' völkisch gesinnt und rechtsradikal geworden, angehörenden Mainzer Bürgermeisters und dessen Planung den dem republikanisch gesinnten und ‚franzosenfreundlichen‘ Georg Forster den Namenswidmung abzuerkennen, gilt bereits als  Ausdruck eines antinazistischen Widerstandes. Die weitgehende  Übereinstimmung und inhaltliche Nähe der soldatischen Veteranenverbände und weiterer radikaler Rechter mit den Nazis wird geflissentlich ignoriert.

Für eine neue Erinnerungskultur
Die fortwährende Präsenz der rechtsradikalen AfD in Bundestag, Landtag und Stadtrat als Mahnung, ebenso wie der autoritäre Staatsumbau in Nachbarstaaten Deutschlands verdeutlichen tagtäglich die Notwendigkeit einer intensiven Auseinandersetzung mit der Geschichte und der durch die Ehrungen im öffentlichen Raum praktizierte Erinnerungskultur. 

DIE LINKE strebt daher die Umbenennung aller Straßen sowie die Niederlegung und kritisch kontextualisierte Musealisierung aller Denkmäler an, die Personen, Institutionen und Ereignisse ehren, die sich vorrangig durch rassistische, antisemitische, militaristische oder antidemokratische Bestrebungen auszeichnen, an.

Darüberhinaus fordert DIE LINKE im Sinne dieses Positionspapiers Privatpersonen und Unternehmen dazu auf, auf entsprechende rassistische, antisemitische, militaristische oder antidemokratische konnotierte bzw. auf Personen verweisende Namensgebungen und bildliche Darstellungen zu verzichten. DIE LINKE unterstützt Initiativen und Interessensgruppen, die für die Entfernung entsprechender Namensgebungen und Darstellungen eintreten.


Begründung:
In Anbetracht großer Widerstände rechts-konservativer Kreise in Mainz und mit einer AG Straßennamen, die seit 2011 mit völlig verengtem Kriterienkatalog sehr spärlich Umbenennungen empfiehlt, ist eine aktuelle und grundsätzliche Positionierung der Partei für die geschichtspolitische Auseinandersetzung der nächsten Jahre notwendig.
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